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204 . Verordnung: Ablieferung von Lohnsteuerbescheinigungen für das Kalenderjahr 1987 an das Öster-
reichische Statistische Zentralamt (Finanzstatistik) in Wien von ganzjährig beschäftig-
ten Arbeitnehmern

205. Verordnung: Verbot der Verwendung von Stoffen bei Vorratsschutz- und Schädlingsbekämpfungs-
mitteln

206. Verordnung: Erlassung ergänzender Bestimmungen zur Baugewerbe-Befähigungsnachweisver-
ordnung

207 . Verordnung: Gold- und Silberschmiede- und Juweliere-Meisterprüfungsordnung

204. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 29. April 1987 betreffend Ablie-
ferung von Lohnsteuerbescheinigungen für das
Kalenderjahr 1987 an das Österreichische Sta-
tistische Zentralamt (Finanzstatistik) in Wien
von ganzjährig beschäftigten Arbeitnehmern

Gemäß § 74 Abs. 2 Einkommensteuergesetz
1972, BGBl. Nr. 440, sind für Zwecke der Lohn-
steuerstatistik 1987 durch alle Arbeitgeber (bezugs-
bzw. pensionsauszahlenden Stellen) für alle ganz-
jährig beschäftigten Arbeitnehmer Lohnsteuer-
bescheinigungen für das Kalenderjahr 1987 dem
Österreichischen Statistischen Zentralamt zu über-
mitteln. Eine inhaltsgleiche Übermittlung kann
auch über Datenträger vorgenommen werden. Die
Ablieferung der Lohnsteuerbescheinigungen bzw.
die Übermittlung über Datenträger hat nach
Durchführung der vom Arbeitgeber durchgeführ-
ten Jahresausgleiche, längstens jedoch bis 31. Okto-
ber 1988 zu erfolgen.

Lacina

205. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom
30. April 1987 über das Verbot der Verwen-
dung von Stoffen bei Vorratsschutz- und

Schädlingsbekämpfungsmitteln

Auf Grund des § 30 Abs. 5 des Lebensmittelge-
setzes 1975, BGBl. Nr. 86, wird verordnet:

§ 1. Es ist verboten, die in der Anlage genannten
Stoffe bei Vorratsschutz- und Schädlingsbekämp-
fungsmitteln im Sinne des § 6 lit. b LMG 1975 zu
verwenden.

§ 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1987 in
Kraft.

(2) Vorratsschutz- und Schädlingsbekämpfungs-
mittel im Sinne des § 6 lit. b LMG 1975, die nicht
den Vorschriften dieser Verordnung, wohl aber
den bisher geltenden Bestimmungen entsprechen,
dürfen bis 31. Dezember 1987 im Verkehr belassen
werden.

Löschnak

Anlage
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206. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 4. Mai
1987, mit der ergänzende Bestimmungen zur
Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung

erlassen werden

Auf Grund des § 22 Abs. 3, 4, 8 und 9, des § 161
und des § 351 Abs. 5 der Gewerbeordnung 1973,
BGBl. Nr. 50/1974, wird verordnet:

Artikel I

1. Personen, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land erfolgreich die Meisterprüfung im Maurer-
handwerk oder im Beton- und Stahlbauerhandwerk
abgelegt haben und in der Bundesrepublik
Deutschland eines dieser beiden Handwerke auf
Grund entsprechender Eintragung in die Hand-
werksrolle ausüben, sind zur Konzessionsprüfung
für das Baumeistergewerbe zuzulassen.

2. Der erste Teil der schriftlichen Prüfung (§ 5
der Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung,
BGBl. Nr. 107/1980) und der erste Teil der münd-
lichen Prüfung (§ 7 der Baugewerbe-Befähigungs-
nachweisverordnung) der Konzessionsprüfung für
das Baumeistergewerbe entfallen, wenn der Prü-
fungswerber gemäß Z 1 zur Konzessionsprüfung
zugelassen wurde.

3. Der dritte Teil der mündlichen Prüfung (§ 9
der Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung)
der Konzessionsprüfung für das Baumeisterge-
werbe hat sich bei Prüfungswerbern, die gemäß Z 1
zur Konzessionsprüfung zugelassen wurden, ledig-
lich auf die für die selbständige Ausübung des Bau-
meistergewerbes notwendigen Kenntnisse über
Grundsätze des bürgerlichen Rechtes, des Handels-
rechtes, des Arbeitsrechtes einschließlich der Kol-
lektivverträge, des Gewerberechtes einschließlich
der Organisation der Kammern der gewerblichen
Wirtschaft und des Sozialversicherungsrechtes zu
erstrecken. Der solchermaßen eingeschränkte dritte
Teil der mündlichen Prüfung darf außer in begrün-
deten Ausnahmefällen nicht kürzer als 10 Minuten
und nicht länger als 20 Minuten dauern.

4. Die Höhe der von den gemäß Z 1 zugelasse-
nen Prüfungswerbern zu entrichtenden Prüfungs-

gebühr bestimmt sich auf Grund des § 53 lit. a der
Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung mit
der Maßgabe, daß für den eingeschränkten dritten
Teil der mündlichen Prüfung (Z 3) die Prüfungsge-
bühr die Hälfte der im § 53 lit. a Z 6 der Bauge-
werbe-Befähigungsnachweisverordnung vorgesehe-
nen Gebühr beträgt.

Artikel II

1. Diplomingenieure, die an einer staatlichen
oder staatlich anerkannten wissenschaftlichen
Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland die
Diplomprüfung für Architektur oder Bauwesen
erfolgreich abgelegt haben und in der Bundesrepu-
blik Deutschland auf Grund entsprechender Eintra-
gung in die Handwerksrolle das Maurerhandwerk
oder das Beton- und Stahlbauerhandwerk ausüben,
sind zur Konzessionsprüfung für das Baumeisterge-
werbe zuzulassen.

2. Die schriftliche Prüfung (§§ 5 und 6 der Bau-
gewerbe-Befähigungsnachweisverordnung) und der
erste Teil der mündlichen Prüfung (§ 7 der Bauge-
werbe-Befähigungsnachweisverordnung) der Kon-
zessionsprüfung für das Baumeistergewerbe entfal-
len, wenn der Prüfungswerber gemäß Z 1 zur Kon-
zessionsprüfung zugelassen wurde.

3. Die Höhe der von den gemäß Z 1 zugelasse-
nen Prüfungswerbern zu entrichtenden Prüfungs-
gebühr bestimmt sich auf Grund des § 53 lit. a der
Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung.

Artikel III

1. Personen, die an einer Fachhochschule in der
Bundesrepublik Deutschland die Abschlußprüfung
für Architektur oder Bauwesen erfolgreich abgelegt
haben und in der Bundesrepublik Deutschland auf
Grund entsprechender Eintragung in die Hand-
werksrolle das Maurerhandwerk oder das Beton-
und Stahlbauerhandwerk ausüben, sind zur Kon-
zessionsprüfung für das Baumeistergewerbe zuzu-
lassen.

2. Der erste Teil der schriftlichen Prüfung (§ 5
der Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung)
und der erste Teil der mündlichen Prüfung (§ 7 der
Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung) der
Konzessionsprüfung für das Baumeistergewerbe
entfallen, wenn der Prüfungswerber gemäß Z 1 zur
Konzessionsprüfung zugelassen wurde.

3. Die Höhe der von den gemäß Z 1 zugelasse-
nen Prüfungswerbern zu entrichtenden Prüfungs-
gebühr bestimmt sich auf Grund des § 53 lit. a der
Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung.

Artikel IV

Diese Verordnung tritt mit 1. Juni 1987 in Kraft.
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207. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 7. Mai
1987 über die Durchführung der Meisterprü-
fung für das Handwerk der Gold- und Silber-
schmiede und Juweliere (Gold- und Silber-
schmiede- und Juweliere-Meisterprüfungsord-

nung)

Auf Grund des § 21 der Gewerbeordnung 1973,
BGBl. Nr. 50/1974, wird verordnet:

Anwendung der Allgemeinen Meisterprüfungsord-
nung

§ 1. Auf die Durchführung der Meisterprüfung
für das Handwerk der Gold- und Silberschmiede
und Juweliere (§ 94 Z 25 GewO 1973) ist die Allge-
meine Meisterprüfungsordnung, BGBl.
Nr. 356/1979, anzuwenden.

Fachlich-praktischer Teil der Meisterprüfung

§ 2. (1) Der fachlich-praktische Teil der Meister-
prüfung umfaßt die Ausführung von Meisterarbei-
ten in Edelmetall (Abs. 2) zum Nachweis folgender
Fertigkeiten:

1.. Messen,
2. Bohren,
3. Fräsen,
4. Sägen,
5. Biegen,
6. Hämmern,
7. Treiben,
8. Löten,
9. Schmieden,

10. Feilen,
11. Schaben,
12. Schmirgeln,
13. Polieren,
14. Justieren und Fassen,
15. Montieren (Schmuckstücke, Gebrauchsge-

genstände).
(2) Entsprechend der Aufgabenstellung durch

die Meisterprüfungskommission sind auszuführen:
1. Meisterarbeiten, die der Anfertigung eines

Prüfungsstückes dienen, sowie
2. gegebenenfalls auch Meisterarbeiten zum

Nachweis jener Fertigkeiten (Abs. 1), die bei
den unter Z 1 fallenden Meisterarbeiten nicht
nachgewiesen werden können.

(3) Für die Anfertigung des Prüfungsstückes
gemäß Abs. 2 Z 1 hat der Prüfungswerber zugleich
mit dem Ansuchen um Zulassung zur Meisterprü-
fung drei Entwürfe von Werkskizzen mit Material-
aufstellungen vorzulegen, aus denen ein für die
Anfertigung des Prüfungsstückes geeigneter Ent-
wurf auszuwählen ist.

(4) In der Ladung ist dem Prüfungswerber
bekanntzugeben, welcher der drei vorgelegten Ent-
würfe für die Anfertigung des Prüfungsstückes aus-
gewählt worden ist und welche Materialien ent-
sprechend der diesem Entwurf einer Werkskizze

beigefügten Materialaufstellung er zur Meisterprü-
fung mitzubringen hat.

(5) Die Ausführung der Meisterarbeiten muß
vom Prüfling in 26 Stunden erwartet werden kön-
nen. Der fachlich-praktische Teil der Meisterprü-
fung ist nach 28 Stunden zu beenden.

Fachlich-theoretischer Teil der Meisterprüfung

§ 3. (1) Der fachlich-theoretische Teil der Mei-
sterprüfung besteht aus einer schriftlichen und
einer mündlichen Prüfung.

(2) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die
Gegenstände Fachrechnen und Fachkalkulation
(§ 4) und Fachzeichnen (§ 5) zu erstrecken. Die
Erledigung der Prüfungsaufgaben im Gegenstand
Fachrechnen und Fachkalkulation muß vom Prüf-
ling in zweieinhalb Stunden und im Gegenstand
Fachzeichnen in zwei Stunden erwartet werden
können. Die Prüfung im Gegenstand Fachrechnen
und Fachkalkulation ist nach drei Stunden und im
Gegenstand Fachzeichnen nach zweieinhalb Stun-
den zu beenden.

(3) Die mündliche Prüfung hat sich auf die
Gegenstände Fachkunde (§ 6) und Fachliche Son-
dervorschriften (§ 7) zu erstrecken. Sie darf außer
in begründeten Ausnahmefällen nicht kürzer als
30 Minuten und nicht länger als eine Stunde dau-
ern.

Fachrechnen und Fachkalkulation

§ 4. Die Prüfung im Gegenstand Fachrechnen
und Fachkalkulation hat zu umfassen:

1. mindestens je eine Aufgabe aus den Bereichen
a) Berechnung von Legierungen,
b) Materialbedarfsberechnung,
c) Umtausch- und Abgangsrechnung
und

2. die Ausführung eines fachlichen Kalkulations-
beispieles unter Berücksichtigung der Gegen-
überstellung von Werkleistung und Werklie-
ferung.

Fachzeichnen

§ 5. Die Prüfung im Gegenstand Fachzeichnen
hat die Anfertigung je eines ausführungsreifen Ent-
wurfes zu zwei Themen nach Angabe zu umfassen.

Fachkunde

§ 6. Im Gegenstand Fachkunde sind dem Prüf-
ling Fragen aus folgenden Sachgebieten zu stellen:

1. Edelmetalle und ihre Legierungen,
2. Edel- und Schmucksteine,
3. Hilfsstoffe,
4. Geräte, Maschinen und Werkzeuge,
5. Bearbeitungs- und Fertigungstechniken,
6. Metallabfall (Gekrätz),
7. Oberflächenveredelung — Galvanik.
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Fachliche Sondervorschriften

§ 7. Im Gegenstand Fachliche Sondervorschrif-
ten sind dem Prüfling Fragen aus folgenden
Rechtsgebieten zu stellen:

1. Punzierungsrecht,
2. Grundzüge des Eichrechtes,
3. Vorschriften über den Bezug, die Aufbewah-

rung, Verwendung und unschädliche Beseiti-
gung von Giften,

4. Kauf von Gegenständen aus privater Hand,
5. Sicherheitsvorschriften der Unfallverhütung,
6. aushangpflichtige Vorschriften des Arbeits-

rechtes.

Schlußbestimmungen

§8. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. August
1987 in Kraft.

(2) Die den fachlich-praktischen und den fach-
lich-theoretischen Teil der Meisterprüfung betref-
fenden Bestimmungen der im § 8 Abs. 2 der Allge-
meinen Meisterprüfungsordnung zitierten Meister-
prüfungsordnungen treten, soweit sie sich auf das
Handwerk der Gold- und Silberschmiede und
Juweliere beziehen, gemäß § 375 Abs. 1 GewO
1973 mit Ablauf des 31. Juli 1987 außer Kraft.
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